


Muster 9


(Muster)
Ergänzende Erklärung zur Anmeldung
(Geltendmachung der Absenkung des Eigenanteils)


[bookmark: _GoBack]
	Stadt/ Gemeinde 

	

	Telefon (mit Vorwahl)

	

	Rückfragen sind ggf. zu richten an
(Name, Durchwahl, E-Mail-Adresse)




	


	
	


	
	






An das
Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr, Bauen und Digitalisierung
Gustav-Bratke-Allee 2
30169 Hannover

— auf dem Dienstweg —

über das 
Amt für regionale Landesentwicklung    Wählen Sie ein Element aus.


Anmeldung einer städtebaulichen Erneuerungsmaßnahme zur Aufnahme in das 
Förderungsprogramm;
ergänzende Erklärung: Geltendmachung der Absenkung des Eigenanteils


	
Städtebauliche Erneuerungsmaßnahme

____________________________________________________________________

	(Kurzbezeichnung der Maßnahme)

Anmeldung zur Aufnahme in das Förderungsprogramm 20__

Programm der Städtebauförderung, für das die Anmeldung erfolgt:
Wählen Sie ein Element aus.





Aufgrund der Nummer 5.2.3.2 Abs. 2 R-StBauF wird mit der Anmeldung für das Programmjahr 20__ eine Absenkung des Eigenanteils geltend gemacht.
Die Stadt/Gemeinde erklärt, dass eine der nachstehendgenannten alternativen Voraussetzungen vorliegt, und weist dies mit der beizufügenden ergänzenden kommunalaufsichtlichen Stellungnahme (Muster 10) nach:


	☐
	1.3.1  
	Die Stadt/Gemeinde war in dem dieser Anmeldung vorausgehenden Jahr verpflichtet, ein Haushaltssicherungskonzept gemäß § 110 Abs. 8 NKomVG aufzustellen.



	☐
	1.3.2
	Die Stadt/Gemeinde hat mit dem Land Niedersachsen einen Vertrag über Zins- und Tilgungshilfen zur Zukunftssicherung nach § 14 a NFAG geschlossen und der Vertrag wurde noch nicht durch Zeitablauf oder durch Feststellung der dauernden Leistungsfähigkeit nach § 23 KomHKVO beendet. 



	☐
	1.3.3
	Die Stadt/Gemeinde hat mit dem Land Niedersachsen eine Vereinbarung über Zins- und Tilgungshilfen zur Stabilisierung nach § 14 b NFAG geschlossen und die Vereinbarung wurde noch nicht durch Zeitablauf oder durch Feststellung der dauernden Leistungsfähigkeit nach § 23 KomHKVO beendet. 



	☐
	1.3.4
	Die Stadt/Gemeinde hat mit dem Land Niedersachsen eine Vereinbarung zur Entschuldung im Rahmen der Gewährung einer kapitalisierten Bedarfszuweisung gemäß § 13 Abs. 1 NFAG geschlossen und die Vereinbarung wurde noch nicht durch Zeitablauf beendet. 



	☐
	1.3.5
	Die Stadt/Gemeinde hat in dem dieser Anmeldung vorausgehenden Jahr Bedarfszuweisungen nach § 13 Abs. 1 NFAG erhalten.




Daher wird für das Programmjahr 20__ um folgende Aufstockung des Förderungsbetrages[footnoteRef:1]) und Reduzierung des Eigenanteils[footnoteRef:2]) gebeten: [1: )	 Aufstockung auf maximal 90 % der Nettokosten möglich.]  [2: )	 Reduzierung auf maximal 10 % der Nettokosten möglich.] 


	
	Programmjahr
	

	
	20__
	

	
	in Tausend EUR
	

	Bruttokosten gemäß 
Nummer 5.3 Abs. 1 R-StBauF
	

	

	Nettokosten gemäß 
Nummer 5.3 Abs. 2 R-StBauF
	
	

	Förderungsbetrag 
	
	
___%

	Eigenanteil 

	

	
___%







____________________, den ____________		___________________________
(Unterschrift)



